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Antrag 

der Abgeordneten Lieselott Blunck (Uetersen), Brigitte Adier, Hans Gottfried 
Bernrath, Dr. Uirich Böhme (Unna), Edelgard Bulmahn, Ursula Burchardt, 

Dr. Marliese Dobberthien, Dr. Peter Eckardt, Evelin Fischer (Gräfenhalnichen), 

Dr. Liesel Hartenstein, Stephan Hilsberg, Dr. Uwe Jens, Roif Koitzsch, Horst 
Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, Eckart Kuhlwein, Dr. Uwe Küster, Brigitte Lange, 
Michael Müller (Düsseldorf), Doris Odendahl, Manfred Opel, Dr. Eckhart Pick, Otto 
Reschke, Günter Rixe, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Dr. Sigrid Skarpeiis-Sperk, 
Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Siegfried Vergin, Barbara Weiier, Hiidegard 
Wester, Gudrun Weyel, Verena Wohileben, Hans-Uirich Klose und der Fraktion 
der SPD 


Vorsorgender Verbraucherschutz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgef ordert, eine Gesamtkonzep- 
tion für eine vorsorgende Verbraucherpolitik vorzulegen, die 
sich auf die drei Säulen 

— finanziell-rechtliche Verankerung, 

— umfassende Verantwortung des Anbieters für sein Produkt, 

— Stärkung der Nachfrageseite 
stützt. 

2. Zur rechtlich-finanziellen Absicherung muß ein Rahmengesetz 
zum Verbraucherschutz in Bund und Ländern erlassen werden, 
das 

— Verbraucherschutz als Pflichtaufgabe festlegt, 

— Ziele und Aufgaben einer vorbeugenden Verbraucherpolitik 
definiert, 

— die zuständigen Organisationen beschreibt und 

— die Finanzierung durch definierte Mittel in Bund, Ländern, 
ggf. Kommunen, sowie für die internationale Ebene sicher- 
stellt. 

3. Für verbraucherrelevante Politikbereiche sind horizontale Rah- 
menregelungen bzw. Gesetzesänderungen zu verabschieden, 
die dem Vorsorgegedanken und der umfassenden Verantwor- 
tung des Anbieters für sein Produkt Rechnung tragen. Hierbei 
ist auch der Dienstleistungsbereich einzubeziehen. 
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4. Die Bundesregierung legt Vorschläge für die verbraucher- 
freundliche Information der Anbieter über ihre Produkte und 
Dienstleistungen vor. In Zusammenarbeit mit den Ländern 
wirkt die Bundesregierung darauf hin, daß die Verbraucher- 
beratung flächendeckend ausgebaut wird und das Thema Ver- 
braucherschutz in die Lehrpläne aufgenommen wird. An der 
Finanzierung der Verbraucherzentralen ist der Bund zu betei- 
ligen. 

5. Der Zugang zum Recht ist durch Maßnahmen wie Beratungs- 
anspruch in Verbraucherangelegenheiten, Ausweitung der 
Verbandsklage und die Einrichtung von Verbrauchergerichten 
(Spezialspruchkörper für Verbraucherangelegenheiten) zu 
erleichtern. 

6. Unterstützend sind die Mittel für Forschungsvorhaben zum 
vorbeugenden Verbraucherschutz aufzustocken. Wichtige Auf- 
gabenbereiche sind Produktlinienanalysen zur Förderung um- 
weltverträglicher Produkte, Risikoforschung bei neuen Tech- 
nologien, wie der Anwendung der Gentechnik im Lebensmit- 
telbereich, und die Entwicklung verbrauchergerechter Infor- 
mationssysteme. 

7. Auf europäischer Ebene ist auf entsprechende Regelungen 
hinzuwirken, 

Bonn, den 13. Juli 1992 

Brigitte Lange 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Doris Odendahl 
Manfred Opel 
Dr. Eckhart Pick 
Otto Reschke 
Günter Rixe 
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Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Antje-Marie Steen 
Dr. Peter Struck 
Siegfried Vergin 
Barbara Weiler 
Hildegard Wester 
Gudrun Weyel 
Verena Wohlleben 
Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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Begründung 

1. Vorsorgende Verbraucherpolitik - Motor für Wirtschaft und 
Umwelt 

Soziale Marktwirtschaft in heutiger Zeit ist undenkbar ohne eine 
starke, vorsorgende Verbraucherpolitik. Der vorsorgende Schutz 
von Sicherheit und Gesundheit der Verbraucher und Verbrau- 
cherinnen muß integraler Bestandteil jeglicher wirtschaftlicher 
Aktivität sein. Die Vermeidung von Schaden muß Vorrang haben 
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vor nachträglicher Schadensbehebung oder Schadensbegren- 
zung. 

Eine vorbeugende Verbraucherpolitik erfordert eine Bündelung 
der unterschiedlichen verbraucherpolitischen Teilbereiche in 
einer Gesamtkonzeption. Diese Vorstellungen müssen offensiv in 
andere Fachpolitiken eingebracht werden. 

Der Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und hohe Produktivität sind 
hierfür grundlegende Voraussetzungen - verteilt werden kann 
nur, was zuvor erwirtschaftet wurde. Umgekehrt ist ein vorsorgen- 
der Ansatz gerade aus gesamtwirtschaftlicher Sicht geboten: 

— Vorbeugen ist nicht nur besser, sondern auch billiger als 
Heilen; 

— vorbeugender Verbraucherschutz ist kontinuierlicher Anreiz 
zur Produktverbesserung. Hohe Verbraucherstandards fördern 
damit die Produktinnovation und tragen zum Erhalt der inter- 
nationalen Konkurrenzfähigkeit bei; 

— die Durchsetzung des Verursacherprinzips schafft ökono- 
mische Anreize zur gesamtgesellschaftlich und gesamtwirt- 
schaftlich effizienteren Nutzung der Ressourcen, zur Minimie- 
rung von Schäden und unproduktiven Tätigkeiten; 

— vorausschauende Verbraucherpolitik, die sich als Zukunfts- 
sicherung, als Sicherung unserer natürlichen Lebensgrund- 
lagen begreift, ist praktizierter Umweltschutz. 

2. Die erste Säule: Rechtlich-finanzielle Absicherung 

An einer Vielzahl von Beispielen - wie der Entwicklung des 
europäischen Binnenmarktes mit einer vorrangigen Ausrichtung 
an Anbieterinteressen, gesellschaftlichen Fehlentwicklungen wie 
in der Nahrungsmittelerzeugung, das Ungleichgewicht in der 
finanziellen Förderung von Anbieter- und Verbraucherseite sowie 
die Auseinandersetzung um die Bundesfinanzierung der Verbrau- 
cherzentralen - wird deutlich, daß eine gesetzlich-finanzielle 
Absicherung eines vorsorgenden Verbraucherschutzes dringend 
erforderlich ist. Die SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg 
hat einen Gesetzentwurf über die Verbraucherberatung als eine 
der zentralen Aufgaben der Verbraucherzentralen vorgelegt, der 
eine wichtige Grundlage für weitere Regelungen in Bund und 
Ländern darstellt. 

3. Die zweite Säule; Umfassende Verantwortung des Anbieters 
für sein Produkt 

Es ist Aufgabe der Wirtschaft, Produkte zu entwickeln, die dem 
Vorsorgegedanken Rechnung tragen. Bereits bei der Produktent- 
wicklung und in den Produktionsprozessen müssen die Weichen 
gestellt werden. Zu berücksichtigen ist der gesamte Lebenszyklus 
eines Produkts „von der Wiege bis zur Bahre''. Notwendig ist die 
konsequente Durchsetzung des Verursacherprinzips, die Auf- 
nahme aller produktbedingten Kosten wie der Haftung für Schä- 
den in die Gesamtkalkulation. 

Auch die Dienstleistungsanbieter müssen analog zum produkt- 
bezogenen Verbraucherschutz verpflichtet werden, „sichere" Lei- 
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stungen anzubieten, vorbeugend sozialen Schaden abzuwenden 
und Verantwortung für negative Folgen ihrer Leistungen zu über- 
nehmen. 

Es ist Aufgabe der Politik, hierfür die Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

4. Die dritte Säule: Stärkung der Nachfrageseite 

Eine starke Nachfrageseite ist wichtige Voraussetzung zur Siche- 
rung eines funktionierenden Wettbewerbs. Verbraucher und Ver- 
braucherinnen müssen daher in die Lage versetzt werden, ihr Ge- 
wicht am Markt tatsächlich auszuschöpfen. Die Eigenverantwor- 
tung der Konsumenten und Konsumentinnen ist zu stärken. Durch 
ihre Kauf- und Konsumentscheidung können sie dazu beitragen, 
ökologische und soziale Ziele zu erreichen. Dies erfordert gleiche 
Marktübersicht für die Anbieter- und Nachfrageseite. Die umfas- 
sende Information der Kunden und Kundinnen mit einer an den 
Verbraucherinteressen orientierten Vereinfachung und Ver- 
einheitlichung der Informationsfülle (wie dies z. B. beim Effektiv- 
zins erfolgt) ist hierbei von übergeordneter Bedeutung. 

Unverzichtbar bleiben darüber hinaus die Verbraucherorganisa- 
tionen, allen voran die Verbraucherberatung, als tragende Säule 
eines vorbeugenden Verbraucherschutzes. Verbraucherberatung 
muß Pflichtaufgabe werden. Beratungsleistungen müssen für alle 
Bürger und Bürgerinnen in akzeptabler Entfernung erreichbar 
sein, Verbraucherinformation muß von der Holschuld zur Bring- 
schuld werden. Darüber hinaus ist Verbraucherbildung in die 
Lehrpläne zu integrieren, auch bei Aus- und Weiterbildung. 

Nicht zuletzt müssen die Voraussetzungen verbessert werden, 
damit die Verbraucher und Verbraucherinnen ihre Rechte auch 
durchsetzen können. 
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